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Sachsen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Thüringen sind sich bewusst, dass auch im Bereich der 

Rechtspflege Maßnahmen für einen wirksamen Infektionsschutz essentiell sind, um die Funk-

tionsfähigkeit der Rechtspflege zu gewährleisten und den Justizgewährungsanspruch der Bür-

gerinnen und Bürger sicherzustellen.  

 

Durch ihren engagierten Einsatz haben sowohl die Bediensteten der Justizbehörden der Län-

der als auch die Vertreter der rechtsberatenden und rechtsversorgenden Berufe in den ver-

gangenen Wochen mit der Rechtspflege und Rechtsprechung unter schwierigsten Bedingun-

gen einen der Grundpfeiler unseres Rechtsstaates aufrechterhalten. 

 

Sachsen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Thüringen begrüßen die Absicht des Deutschen Bun-

destages, die Funktionsfähigkeit der Rechtspflege und Rechtsprechung in Krisenzeiten mit 

speziell für Krisensituationen konzipierten, zeitlich befristeten Regelungen besonders zu un-

terstützen. Die Änderungen des Arbeitsgerichtsgesetzes und des Sozialgerichtsgesetzes ge-

ben Anlass zu folgenden Feststellungen: 

 

1. Sachsen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Thüringen nehmen zur Kenntnis, dass mit den Arti-

keln 2 bis 5 allein für die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit Sonderregelungen zur pande-

miebedingten Verfahrensvereinfachung geschaffen werden sollen.  

 

Aufgrund der Ausbreitung des Coronavirus ist in allen Gerichtsbarkeiten ein deutlicher An-

stieg von Terminsaufhebungen und -verlegungen zu verzeichnen, die einen gewissen Ver-

fahrensstau befürchten lassen. Auch wird als Folge der Krise mit einem Anstieg der Ein-

gangszahlen in anderen Bereichen wie beispielsweise den Zivilsachen, in Strafverfahren 

und bei den Verwaltungs- und den Insolvenzgerichten zu rechnen sein.  



Daher wäre es zielführender, vor dem Schaffen von Insellösungen ein tragfähiges Ge-

samtkonzept für alle Gerichtsbarkeiten abzustimmen. 

 

2. Die Ausweitung der Möglichkeiten für Bundessozialgericht und Bundesarbeitsgericht, 

auch gegen den erklärten Willen der Verfahrensbeteiligten im schriftlichen Verfahren 

entscheiden zu können, wird als problematisch erachtet. Gerade bei Bundesgerichten, 

die rechtliche Grundsatzfragen von erheblicher Tragweite für die gesamte Gesellschaft 

entscheiden, kommt einer transparenten öffentlichen Verhandlung eine besondere Be-

deutung zu.  

 

3. Sachsen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Thüringen bekennen sich dazu, die Nutzung der 

Videokonferenztechnik in Gerichtsverfahren unter Wahrung der geltenden rechtsstaatli-

chen Grundsätze zu fördern. Sie kann dazu beitragen, Gerichtsverhandlungen zu be-

schleunigen und effektiver zu gestalten, weite Anreisen von Verfahrensbeteiligten zu ver-

meiden und im Bedarfsfall kontaktreduzierte Sitzungen zu ermöglichen. 

 

Sie stellen bezüglich der gegenständlichen Vorlage aber ausdrücklich klar, dass aus den 

beabsichtigten Regelungen zur Stärkung und Ausweitung der Video-Verhandlung und -

Vernehmung kein Ausstattungsanspruch der Richterinnen und Richter oder Verfahrensbe-

teiligten abzuleiten sein darf. Vielmehr muss es auch weiterhin den Ländern obliegen, in 

pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung ihrer technischen und finanziellen Mög-

lichkeiten zu entscheiden, ob und wie die Regelungen in den Arbeits- und Sozialgerichten 

ausstattungsmäßig umgesetzt werden. 

 

4. Vorsorglich stellen Sachsen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Thüringen weiterhin klar, dass 

eine Umsetzung des mit den neuen Regelungen im Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz ver-

folgten (Soll-)Regelfalls, Verhandlungen und Vernehmungen im Wege der Bild- und Ton-

übertragung durchzuführen, bis zum avisierten Außerkrafttreten der Reglungen in den 

meisten der Länder in weiten Teilen praktisch, technisch und finanziell nicht möglich sein 

wird. Anders als die Gesetzesbegründung annimmt, ist die für Videokonferenzen notwen-

dige Ausstattung bisher nicht flächendeckend an allen Gerichten verfügbar und kann und 

darf auch nicht durch privat angeschaffte oder anzuschaffende Hard- und Software ersetzt 

werden. Dies gilt umso mehr im Hinblick auf die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter.  

 
 


